„Modell Winterthur“ – berufliche Vorsorge auf Abwegen

Dringliche Interpellation 

Sozialdemokratische Fraktion

Rechtswidrige Versicherungsmodelle in der beruflichen Vorsorge

Das Bundesamt für Privatversicherungen (BPV) hat vier Verfügungen erlassen und damit der „Winterthur Leben“ und weiteren Lebensversicherungen neue Tarife mit erhöhten Prämien und höheren Kosten, niedrigeren Mindestzins- und reduzierten Umwandlungssätzen bewilligt (Winterthurer Modell).

Gemäss diesem Modell werden auf den 1. Januar 2004 die Leistungen im Überobligatorium um bis zu 25% gekürzt und die Prämien stark angehoben. Zudem halten diese Versicherer den Mindestzinssatz nicht mehr ein und überwälzen die Risiken auf die Vorsorgeeinrichtungen, ohne dass sie diesen einen Prämienanteil zugestehen, mit dem diese die entsprechenden Risiken selber tragen könnten. 

Beide Massnahmen führen dazu, dass Lücken entstehen, welche die Vorsorgeeinrichtungen durch eine erhebliche Erhöhung der Beiträge decken müssen. In den betroffenen Betrieben (vorab KMUs) liegen die daraus erwachsenden Mehrbelastungen in der Grössenordnung von einem Lohnprozent oder mehr. Ursache der Verteuerung sind tendenziöse, veraltete, nicht repräsentative Sterblichkeitsdaten der Lebensversicherungen („GRM/1995“), die einerseits die seit einigen Jahren beobachtete Verlangsamung der Längerlebigkeit bewusst ignorieren und anderseits eine Gewinnmarge beinhalten.

1. Teilt der Bundesrat die Auffassung, dass die Anwendung dieser veralteten und mit einer Gewinnmarge manipulierten Grundlagen für die betroffenen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu Mehrkosten in der Grössenordnung von einem Lohnprozent führt?

2. Teilt der Bundesrat die Auffassung, dass mit der Genehmigung dieses neuen Versicherungsmodells eine Rechnungsbasis (GRM/1995) zur Anwendung kommt, die den neueren Entwicklungen der Lebenserwartung, publiziert in den Rechnungsgrundlagen des Bundesamtes für Statistik ("Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung der Schweiz 2000-2060", Szenario „Trend“, BFS 2002) und den technischen Grundlagen der autonomen Pensionskassen (z.B. BVG 2000), überhaupt nicht Rechnung trägt?

3. Teilt der Bundesrat den Befund, dass besagte Rechnungsgrundlagen der Lebensversicherungen die Lebenserwartung der 65-jährigen viel höher einschätzt als das Bundesamt für Statistik („Szenario Trend“), nämlich auf 27,1 Jahre (total 92,1 Jahre für Frauen; BFS: 21,6 Jahre im Jahr 2020) bzw. auf 20,5 Jahre (total 85,5 Jahre für Männer; BFS: 17,7 Jahre) und dass dadurch eine Vermehrung des Deckungskapitals zwischen 17% (Männer) und 29% (Frauen) nötig wird, die man mit geeigneten Vorkehrungen vermeiden könnte?

4. Teilt der Bundesrat die Auffassung, dass es nicht sinnvoll ist, für die Lebenserwartung Projektionen bis ins Jahr 2060 anzustellen?

5. Teilt der Bundesrat die Auffassung, dass es nicht sinnvoll ist, wenn in der beruflichen Vorsorge zwei total verschiedene Methoden zur Berechnung der Lebenserwartung zur Anwendung kommen?

6. Teilt der Bundesrat die Auffassung, dass es unglaubwürdig ist, dass die Rentenbezüger nach ihrem „statistischen“ Tod in der AHV in den Rechnungen der Lebensversicherer noch Jahre lang weiterleben?

7. Teilt der Bundesrat die Ansicht, dass mit der Verwendung von Überschüssen für die Längerlebigkeit und durch die Schaffung eines gesetzlichen Risikoausgleichs unter den Lebensversicherungen die Anwendung der tendenziösen Generationensterbetafel obsolet würde und Kosten von gegen ein Lohnprozent gespart werden können? 

8. Die autonomen Pensionskassen äufnen jährlich technische Rückstellungen, um die Kosten der Längerlebigkeit sowohl für die laufenden Renten als auch für die anwartschaftlichen Renten finanzieren zu können. Das BPV hat es bisher offenbar versäumt, den Lebensversicherern das Stellen von Rückstellungen auch für anwartschaftliche Renten vorzuschreiben. Die Folge davon ist, dass nicht alle Lebensversicherer sich vorsichtig genug verhalten und solche Rückstellungen freiwillig gemacht haben. Einige Lebensversicherer, insbesondere die Winterthur, haben sich offenbar einseitig auf nicht nachhaltige, hohe laufende Kapitalmarkterträge verlassen, die gegenwärtig nicht mehr erwirtschaftet werden können. Teilt der Bundesrat die Auffassung, dass dieses Verhalten des BPV riskant ist, dass das BPV seine Aufsichtspflicht dadurch verletzt hat und dass es damit mitschuldig am jetzigen Schlamassel und an den dadurch verursachten Prämienerhöhungen ist? Gedenkt der Bundesrat dafür zu sorgen, dass das BPV in Zukunft entsprechende Weisungen erlässt und die Aushöhlung des Deckungskapitals durch Gewinnausschüttungen verhindert wird?

9. Die Lebensversicherungen bezeichnen ihre Generationensterbetafel als technisch notwendig, um für zukünftige Risiken gewappnet zu sein. Muss man daraus schliessen, dass die autonomen Pensionskassen, die diese Methodik nicht anwenden, finanziell gefährdet sind?

10. Teilt der Bundesrat die Ansicht, dass das „Modell Winterthur“ den Beschlüssen der Eidg. Räte zur 1. BVG-Revision nicht ausreichend Rechnung trägt, namentlich 
a) hinsichtlich der Transparenzbestimmungen (separater Sicherungsfonds mit eigener Rechnung)
b) hinsichtlich der paritätischen Verwaltung
c) hinsichtlich der gesetzlich klar postulierten Trennung der Prämien nach Alter, Risiko und Verwaltungskosten.

11. Teilt der Bundesrat die Ansicht, dass auch die „Winterthur Leben“ sich an den gesetzlichen Mindestzins halten muss?

12. Wie stellt sich der Bundesrat zum Vorhaben der Lebensversicherer, in Kürze den Umwandlungssatz auch im Obligatorium mittels fragwürdiger juristischen Konstruktionen zu senken und nach Geschlechtern zu differenzieren?

13. Teilt der Bundesrat die Ansicht, dass die abrupte Vertragsänderung, kombiniert mit der Senkung der Leistungen um bis zu 25% und der einseitigen Abwälzung von Risiken und Kosten auf die Vorsorgeeinrichtungen resp. die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber das Gebot von Treu und Glauben grundlegend in Frage stellt?

14. Teilt der Bundesrat die Auffassung, dass die Vornahme von derart fundamentalen änderungen unter Verletzung der Vorschriften zur paritätischen Verwaltung resp. das Kontrahieren der Versicherer mit sich selbst (sie dominieren die Stiftungsräte der Sammeleinrichtungen) missbräuchlich ist?

15. Wie beurteilt der Bundesrat den neuen Versicherungstarif unter wettbewerblichen Gesichtspunkten, wenn einzelne Anbieter in diesem Geschäft bis auf drei Stellen hinter dem Komma dieselben schlechten Offerten machen?

16. Zahlreiche Einzelbeispiele zeigen, dass die betroffenen Firmen ihre Vorsorgeeinrichtungen faktisch nicht wechseln können, es sei denn unter Inkaufnahme riesiger Verluste an Vorsorgevermögen, die bei ihrem Austritt von den Lebensversicherern zurückbehalten werden. Teilt der Bundesrat die Ansicht, dass dies den Wettbewerb der Anbieter behindert, womit die Betroffenen faktisch den Lebensversicherungen hilflos ausgeliefert sind?

17. Ist sich der Bundesrat bewusst, dass bei jeder Vertragsauflösung (inkl. Kündigung durch den Versicherer selbst) für den Versicherer erhebliche „Mutationsgewinne“ anfallen, die in einer Sozialversicherung, die für die Betroffenen obligatorischen Charakter hat, nichts zu suchen haben?

18. Gedenkt der Bundesrat, mittels einer Verfügung dafür zu sorgen, dass diese wettbewerbsbehindernden Eingriffe der Versicherer verhindert werden?

19. Gedenkt der Bundesrat, dafür zu sorgen, dass es neben den Lebensversicherern genügend echte Alternativen auch für KMU gibt? Wenn ja, wie und in welchem Zeitraum?

20. Der Umwandlungssatz lag bisher für Frau und Mann einheitlich bei 7,2 Prozent. Er wird neu nach Geschlecht differenziert. Ist das die neue Marschrichtung in der Gleichstellung der Geschlechter?

21. In den Tarifen der Lebensversicherungen sind Reserven, Sicherheitsmargen und Verwaltungskosten in nicht bekannter Höhe enthalten. Wie ist das kompatibel mit der Marschrichtung, die mit der 1. BVG-Revision unter dem Titel Transparenz beschlossen wurde? Wie rechtfertigt der Bundesrat diese Gewinnmargen, wenn die Verwaltungskosten sich bereits auf bis Fr. 1'600.- pro versicherte Person und Jahr belaufen?
22. Wie rechtfertigt der Bundesrat derart hohe Gewinnmargen, wenn die Winterthur gleichzeitig ihren Anlegern angibt, die Verwaltungskosten massiv gesenkt zu haben?
23. Ist der Bundesrat bereit, die ihm obliegende Oberaufsicht wahrzunehmen, das „Modell Winterthur“ (und alle ähnlichen Konstrukte) zu sistieren und einer sorgfältigen Prüfung zu unterziehen?

24. Ist der Bundesrat weiter bereit, anstelle des „Modell Winterthur“ 
a) die Voraussetzungen zu Schaffen, dass sich die Lebensversicherer an die Periodensterbetafel des Bundesamtes für Statistik halten
b) gegebenenfalls einen gesetzlichen Risikoausgleich für Lebensversicherungen im Überobligatorium zu schaffen 
c) die Voraussetzungen zu schaffen, damit auch bei den Lebensversicherungen grundsätzlich die gleichen versicherungstechnischen Grundlagen wie in den autonomen Pensionskassen zur Anwendung gelangen (ggf. mit Ausnahmemöglichkeiten in begründeten Fällen).
d) schon jetzt nur noch Modelle zu genehmigen, die mit den neuen Bestimmungen des BVG gemäss 1.BVG-Revision konform sind?
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Zusammenfassung

Die Verwendung einer Generationensterbetafel mit Lebenserwartung  92,1 Jahre (Frauen) bzw. 85,5 Jahre (Männer) verteuert die überobligatorische Vorsorge um 23-25%, was bei allgemeiner Verbreitung des „Modell Winterthur“ gesamtschweizerisch zu Mehrkosten von 1,4 Lohnprozenten führen würde. Die Kapitalisierung der Pensionskassen müsste um mindestens 100 Milliarden Franken erhöht werden, um das bisherige Leistungsniveau zu garantieren, wodurch der Sparüberschuss, die Anlagenot und der Druck auf die Renditen verschärft würde. Es gibt jedoch kostengünstigere Alternativen: 

· Statt mit zwei unterschiedlichen Lebenserwartungen zu operieren, sollte das Gesetz für einheitliche Umwandlungssätze im Obligatorium und im Überobligatorium nach statistisch einwandfreien Methoden sorgen. 

· Zur Finanzierung der Längerlebigkeit sind auch in Zukunft aus Ertragsüberschüssen der Vorsorgeeinrichtungen Reserven zu bilden. 

· Der Umwandlungssatz ist periodisch (wie im Gesetz vorgeschrieben) der beobachteten Lebenserwartung anzupassen.  

· Für den Fall, dass die Längerlebigkeitsreserven nicht ausreichen, ist ein gesetzlicher Risikoausgleich einzuführen. 

Mit diesen Massnahmen erübrigt sich die Anwendung einer Generationensterbetafel, und die berufliche Vorsorge lässt sich wesentlich günstiger und mit einem höheren Umwandlungssatz durchführen als mit dem „Modell Winterthur“.

Konflikt mit geltendem und neuem Recht 

Pro memoria.

Die SGK-NR hat den Bundesrat in einem Postulat aufgefordert, auf das Modell Winterthur/SVV  zurückzukommen. Die Gründe stellen sich wie folgt dar: 

Konflikt mit dem geltenden Recht

· Keine Garantie des Mindestzinses, sondern Auslagerung des Risikos auf die Versicherten.

· Fehlende Übergangsfristen für die erworbenen Rechte der bisher Versicherten

Konflikte mit dem BVG gemäss 1.Revision

· die 1.BVG-Revision verlangt eine Verselbständigung des Sicherungsfonds (d.h. des Deckungskapitalsund der Reserven) der kollektiven Vorsorge, mit transparenter Rechnungslegung usw. Im Modell Winterthur/SVV  ist dies nicht vorgesehen. 

· Das neue BVG verlangt neu die paritätische Oberaufsicht auch von Sammelstiftungen. Das Modell Winterthur/SVV  soll aber explizit mehrheitlich von Winterthur-Vertrauten geführt werden. 

· Das neue BVG verlangt eine saubere Aufgliederung der Prämien nach Alter, Risiko und Verwaltungskosten. Beim Modell Winterthur/SVV  sind die Verwaltungskosten nicht sauber ausgewiesen. Verwaltungskosten sind im Risikotarif und im Umwandlungssatz eingebaut. Das ist nicht mehr zulässig.

Bundespräsident Couchepin hat angekündigt, die Transparenzvorschriften auf den 1.April 2004 in Kraft zu setzen. Mit dem „Modell Winterthur“ wurde auf den Januar 2004 ein Modell genehmigt, das revisionsbedürftig ist, bevor es angewendet wird. 

1. Neue Sterbetafel

Die Winterthur rechnet mit dem sogenannten GRM/1995-Kollektiv des Schweizerischen Versicherungsverbandes, das eine Generationensterbetafel mit Lebenserwartung von 27,1 Jahren (auf 92,1 Jahre) für 65-jährige Frauen und von 20,5 Jahren (auf 85,5 Jahre) für Männer rechnet. Diese erwartete Entwicklung der Lebenserwartung unterscheidet sich stark von der heute beobachteten und von der vom Bundesamt für Statistik prognostizierten Lebenserwartung. Die Ursache dieser Differenz liegt in der unterschiedlichen Methodik: 

· Das Bundesamt für Statistik und der Bundesrat verwenden die Periodensterbetafel. Sie bewirkt, dass die Finanzierung auf die beobachtete Lebenserwartung abstellt. 

· Das Modell Winterthur/SVV  verwendet die Generationensterbetafel, die einen vermuteten Anstieg der Lebenserwartung in Zukunft unterstellt.

Auf der Grundlage einer Generationensterbetafel wurde der Umwandlungssatz im Überobligatorium von 7,2 auf 5,454% (Frauen) bzw. 5,835% (Männer) gesenkt. Die unterstellte Lebenserwartung von Winterthur/SVV  wurde in einem Schreiben von BPV-Chef Herbert Lüthy offengelegt.
  

Tabelle 1 Lebenserwartung der 65-Jährigen nach Winterthur/SVV und nach Bundesamt für Statistik
  

	Zeitpunkt
	Bundesamt für Statistik Szenario „Trend“

Männer
	Modell Winterthur

Männer
	Bundesamt für Statistik Szenario „Trend“

Frauen   
	Modell Winterthur

Frauen

	1995
	16.0
	
	20.5
	

	2004
	
	20.5
	
	27.1

	2010
	17.5
	
	22.25
	

	2025
	19.0
	
	23.0
	


Auch im Jahre 2025 sind laut BFS nicht mehr als 23 Lebensjahre von 65-jährigen Frauen und 19 Jahre von 65-jährigen Männern zu erwarten, während die Winterthur/SVV schon ab 2004 20,5 und 27,1 Jahre unterstellt.

Abbildung 1 Umwandlungssätze BFS und SVV  bis 2060
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Die Einschätzung „Trend“ des Bundesamtes für Statistik bis zum Jahr 2060, basierend auf der Periodensterbetafel, zeigen, dass der Umwandlungssatz von 6,8 % (vom Parlament so beschlossen) auf Jahrzehnte hinaus realistisch ist.
 Ursprünglich hat der Schweizerische Versicherungsverband diese Angaben publiziert und in seiner von Professor Bernd Schips erstellten Studie dafür plädiert, bei einem technischen Zinssatz von 3,5 % müsse der Umwandlungssatz 6,76 % betragen.

Auf einen deutlich höheren Wert kam der von der SGK beigezogene Versicherungsmathematiker Oliver Kern. Er schrieb in der Fachzeitschrift „Schweizer Personalvorsorge“ (02/01 S. 127): 
„Bei einem Rücktrittsalter von 65 Jahren für die Männer und 62 Jahren für die Frauen liegt der gemeinsame durchschnittliche Umwandlungssatz aufgrund der EVK 2000 bei 6.96 Prozent.... Bei gleichem Rücktrittsalter (65 Jahre) erreicht er 7.21 Prozent.“ 

Das Parlament ging dann prospektiv auf 6,8 innert zehn Jahren und kam damit dem SVV deutlich entgegen. Gleichzeitig wurde Artikel 14 Abs 3 verabschiedet:

„Der Bundesrat unterbreitet ab 2011 mindestens alle zehn Jahre einen Bericht über die Festlegung des Umwandlungssatzes in den nachfolgenden Jahren.“

Eine Anpassung des Umwandlungssatzes wird also in Zukunft auch beim Modell der Periodensterbetafel obligatorisch vorgenommen und wird – über die versicherungstechnische Prüfung der Pensionskassen – Eingang in die Rechnungslegung der beruflichen Vorsorge finden! Wo Mittel fehlen, müssen diese von den Aktiven beigebracht, oder es müssen Anwartschaften gekürzt werden.
2. Mehrkosten 

Mit dem Modell Winterthur/SVV wird nun ein versicherungsmathematisch neues Modell genehmigt, das a priori – ohne Berücksichtigung der effektiven Lebenserwartung und der Ertragsüberschüsse –  zu einer starken Erhöhung der Kosten führt.

Tabelle 2 Kostenfolgen des Modells Winterthur/SVV 

	Umwandlungssatz
	Notwendiges 
Deckungskapital für die Finanzierung einer Rente von 72 
	Rente
	Mehrkosten 7,2=100
	Mehrkosten 6,8=100

	7.2
	1000
	72
	100.0
	

	6.8
	1059
	72
	105.9
	100.0

	5.835
	1234
	72
	123.4
	116.5

	5.454
	1320
	72
	132.0
	124.7


Die Mehrkosten zum Erreichen einer identischen Rente betragen gegenüber dem Umwandlungssatz von 7,2 um 23 bis 32 Prozent und im Vergleich mit dem Umwandlungssatz von 6,8 um 16 bis 24 %. Dazu kommen die zusätzlichen Rücklagen im Bereich der Invalidenleistungen.

Tabelle 3 Kostenfolgen des Modells Winterthur

	2001
	AHV-
Lohnsumme
	Einnahmen 
total
	Arbeitgeber-beiträge
	Arbeitnehmer-beiträge
	total 
AN+AG
	in% AHV-Lohnsumme

	total
	260.2
	53.6
	11.3
	17.4
	28.7
	11.03%

	davon Überobligatorium (geschätzt 50%)
	
	26.8
	5.65
	8.7
	14.35
	5.51%

	Mehrkosten 25% Sterbetafel "Winterthur" bezogen auf ganzes Überobligatorium 
	
	
	1.4125
	2.175
	3.5875
	1.38%


Die Umstellung der Lebensversicherungen auf die Generationensterbetafel – mit dem Segen des BPV –  führt zu gewaltigen Kosten. Geht man wie das BSV davon aus, dass das Überobligatorium rund 50% aller Beiträge umfasst, was 5,51% der schweizerischen AHV-Lohnsumme entspricht, dann führt eine Kostenvermehrung von 25% zu einer Mehrbelastung von Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der Grössenordnung von rund 3,6 Milliarden Franken oder 1,4 Lohnprozenten. 

Neben dieser Mehrbelastung kommt es zu einer drastisch verstärkten Kapitalbildung – das Deckungskapital muss ebenfalls nämlich ebenfalls um etwa 25% verstärkt werden. Der Sparüberschuss in unserem Land wird damit weiter erhöht, gleichzeitig steigen die Risiken der Anlagen im Ausland und die Anlagenot der Kapitalverwalter.

Sparüberschuss der Schweiz  in % Bruttoinlandprodukt  

	Zeitraum
	Überschuss

In % BIP
	In Millionen Franken
  

	50er Jahre

	2,17
	567

	60er Jahre
	-0,33 
	58

	70er Jahre
	2.67
	3840

	80er Jahre
	4.37
	10 524

	90er Jahre
	8.57
	31 689

	1995
	7.1
	25 823

	1996
	7.6
	27 673

	1997
	10.1
	37 422

	1998
	9.9
	37 545

	1999
	11.8
	45 716

	2000
	12.8
	51 850


(Daten: Bundesamt für Statistik, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung)
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Unsere Dienstleistungswirtschaft braucht immer weniger Kapital. Der Sparüberschuss muss deshalb im Ausland angelegt werden. Damit die Schweiz ihre kapitalgedeckte Vorsorge durchführen kann, müssen sich andere Länder zunehmend verschulden. Die Pensionskassenbilanzen unterliegen in wachsendem Masse Währungsrisiken. Die steigende Sparquote im Inland reduziert die Nachfrage nach Konsumgütern und bremst das Wirtschaftswachstum.  

3. Lösungsmöglichkeiten

Die Schweiz  muss zu einer einheitlichen Einschätzung der Lebenserwartung zurückfinden. Es ist undenkbar, dass die Schweizer drei Tode sterben, einen in der AHV mit 81/86 Jahren, einen im BVG und einen im Überobligatorium mit 85/92 Jahren.

Die Lebensversicherungen können und sollen weiterhin die Ertragsüberschüsse für die Finanzierung der Längerlebigkeit verwenden. Sie können sich vor dem Risiko steigender Lebenserwartung zusätzlich schützen, indem sie einen Risikoausgleich für Längerlebigkeit einführen. Der Bund sollte dazu die gesetzlichen Grundlagen schaffen. 

Die Voraus-Finanzierung vermuteter sehr hoher Lebensalter und weiterer Eventualitäten ist unnötig, wenn ein gesetzlicher Risikoausgleich besteht. Dann kann auch die Periodensterbetafel weiter verwendet werden.

Der Sicherheitsfonds kann die Garantie für Längerlebigkeit ohne weiteres übernehmen und in jenen (voraussichtlich höchst seltenen) Fällen einspringen, wo Kassen in Unterdeckung geraten. 

Damit erübrigen sich die exorbitanten Prämienaufschläge, wie sie die Winterthur/SVV und andere Lebensversicherungen derzeit durchzusetzen versuchen. 

Wichtig ist der Hinweis, dass der Sicherheitsfonds heute schon bei Liquiditätsproblemen von Pensionskassen auch überobligatorische Ansprüche deckt. Wenn der Bundesrat und das Parlament in diesem Bereich Vorschriften erlassen, ist dies mithin keineswegs ein Novum. 

Im Rahmen der Arbeiten der SGK wird zu prüfen sein, welche Form von Risikoausgleich sich für das Überobligatorium eignet. 

4. Einheitliche Mortalitätsstatistik (Motion Entwurf)   

Der Bundesrat wird eingeladen, für das Obligatorium und das Überobligatorium des BVG eine einheitliche Sterbetafel (Periodensterbetafel) einzuführen: 

· Statt mit zwei unterschiedlichen Lebenserwartungen zu operieren, sollte das Gesetz einheitliche Umwandlungssätze im Obligatorium und im Überobligatorium nach statistisch einwandfreien Methoden anstreben. 

· Zur Finanzierung der Längerlebigkeit sind auch in Zukunft aus Ertragsüberschüssen der Vorsorgeeinrichtungen Reserven zu bilden. 

· Der Umwandlungssatz ist periodisch (nach der gesetzlich neu vorgeschriebenen Überprüfung der mathematischen Grundlagen) der beobachteten Lebenserwartung anzupassen.  

· Für den Fall, dass die Längerlebigkeitsreserven einzelner Kassen zur Deckung der Leistungen nicht ausreichen, ist ein gesetzlicher Risikoausgleich einzuführen. 

� Liest man die verklausulierten Formulierungen der Medienmitteilung der „Winterthur“, wird deutlich, dass in diesem Modell weiterhin die „Winterthur/SVV Leben“ als Trägerin des Lebensversicherungsgesellschaft die Kapitalien verwaltet und die Erträge kassiert. Die geplante Sammelstiftung funktioniert nicht als autonome oder teilautonome Vorsorgeeinrichtung. Das neue Konstrukt verschiebt die Risiken auf die Versicherten, belässt aber das Vermögen bei der Muttergesellschaft. Solche Inkongruenzen der Rechte und Pflichten sind rechtlich höchst problematisch. Der Mindestzins darf jedenfalls nicht unterlaufen werden, wenn die Lebensversicherung die Kapitalien verwaltet. Das Modell bedarf diesbezüglich der Revision.


� Das Bundesgericht sieht für Vertragsänderungen, wie sie die „Winterthur/SVV Leben“ angekündigt hat, Übergangsfristen von mehreren Jahren vor. Diese minimalen Fristen müssen zum Schutze der erworbenen Rechte der bisher Versicherten eingehalten werden.


� undatiertes Antwortschreiben an Rudolf Rechsteiner, abgegeben von H.Lüthy, BPV an der SGK-Sitzung vom 4.9.03


� Quelle: BSV-Faktenblatt Rentenalter-Initiativen AHV (Daten BFS),  bpv, undatiertes Antwortschreiben an Rudolf Rechsteiner, abgegeben an der SGK-Sitzung vom 4.9.03 


� Während dern Hearings zur BVG-Revision erklärte uns der Versicherungs-Mathematiker Oliver Kern, dass ein Umwandlungssatz von 7,2 auf Grundlage von EVK 2000 nach wie vor angemessen sei, wenn das Frauenrentenalter auf 65 Jahre erhöht wird. Seine Berechnungen sind schriftlich publiziert in der Fachzeitschrift Schweizer Personalvorsorge (02/01 S. 127): „Bei einem Rücktrittsalter von 65 Jahren für die Männer und 62 Jahren für die Frauen liegt der gemeinsame durchschnittliche Umwandlungssatz aufgrund der EVK 2000 bei 6.96 Prozent.... Bei gleichem Rücktrittsalter (65 Jahre) erreicht er 7.21 Prozent.“


� Vergleiche dazu NZZ 26./27. Juli: Suche nach dem richtigen Umwandlungssatz, Seite 24


� Zu laufenden Preisen


� (Mittelwert Jahrzehnt)
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